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Das Bezirksgericht Rotterdam hat Google Inc. aufgefordert, zwei Hyperlinks aus
seiner  „.nl”- und “.com”-Suchmaschine zu entfernen. Diese beiden Links
beziehen sich auf einen Blogbeitrag über die Verurteilung des Klägers im Ausland
im Jahr 2012 wegen illegalen Waffenbesitzes.  

Der Kläger war in den Jahren 2012 und 2013 als Anwalt im Ausland tätig. 2012
wurde er wegen illegalen Waffenbesitzes zu einer Bewährungsstrafe und zu
Sozialarbeit verurteilt. Ein lokaler Blogger schrieb einen Beitrag über das Urteil
und veröffentlichte den Namen und das Foto des Klägers. Dieser Blogbeitrag
konnte auf Google Search unter dem Namen des Klägers gefunden werden. 2015
lehnte Google den Antrag des Klägers auf Löschung dieses Suchergebnisses ab.

Das Gericht stellte fest, dass es bei diesem Fall um personenbezogene Daten
ging. Nach Auffassung des Gerichts war Google Inc. verantwortlich für die
Kontrolle der personenbezogenen Daten, da Google über Zweck und Mittel der
Verarbeitung entscheidet. Außerdem war das Gericht der Meinung, dass Google
Inc. automatische Einrichtungen nutzt, die in den Niederlanden angesiedelt sind.
Der Antrag gegen Google Netherlands sei nicht zulässig, da sie nicht die Daten
kontrollieren und auch keine personenbezogene Daten verarbeiten: Google
Netherlands konzentriere sich auf die Unterstützung des Verkaufs.

Das Hauptargument des Klägers war, dass die Verarbeitung rechtswidrig sei, weil
es sich um sensible persönliche Daten handle, nämlich Strafdaten, und dass keine
der Ausnahmen vom Verbot der Verarbeitung sensibler Daten in diesem Fall zum
Tragen komme (Artikel 16, 22 und 23 des holländischen Datenschutzgesetzes).
Google hielt dagegen, dass keine der URL als strafrechtliche Daten angesehen
werden könne, und dass die Prüfung des Antrags sich nur auf die Suchergebnisse
beziehe und nicht auf den Inhalt der Webseiten, die aufgeführt werden. Dieses
Argument wurde  vom Gericht zurückgewiesen. Es handle sich sehr wohl um
sensible Daten, die nur dann verarbeitet werden dürfen, wenn eine
Ausnahmeregelung greift. Dies sei hier jedoch nicht der Fall. Daher müsse dem
Antrag des Klägers auf Löschung des Suchergebnisses stattgegeben werden. Das
Gericht erklärte, es sei sich sehr wohl bewusst, welche Folgen diese
Schlussfolgerung für die Verarbeitung strafrechtlicher Daten durch die Betreiber
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von Suchmaschinen habe, diese Schlussfolgerung sei jedoch unumgänglich.

Der Kläger machte ebenfalls geltend, dass die Verarbeitung mit den
Datenschutzvorschriften unvereinbar sei, und dass die Verarbeitung außerdem
gegen Artikel 7 und 8 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union
verstoße (Achtung des Privatlebens und Schutz personenbezogener Daten).
Darüber hinaus betonte das Gericht, dass dem Antrag des Klägers auch aufgrund
dieser subsidiären Begründung stattgegeben worden wäre. Es bezog sich dabei
ausdrücklich auf das Urteil des Europäischen Gerichtshofs in der Rechtssache
 Google Spain gegen Mario Costeja Gonzaléz (siehe IRIS 2014-6/3). Nach
Auffassung des Gerichts ist das „Recht des Klägers auf Vergessenwerden“ höher
zu bewerten als das Interesse von Google, ein relevantes Suchergebnis zu
produzieren, und das öffentliche Interesse, solche Ergebnisse zu finden. Das
Gericht wies das Argument von Google zurück, dass die Arbeit eines Anwalts ein
besonderes Gewicht habe. Es sei übertrieben, anzunehmen, jeder Anwalt spiele
eine solch wichtige Rolle in der Gesellschaft, dass die Öffentlichkeit über
eventuelle strafrechtliche Verurteilungen informiert werden müsse.   Von
Bedeutung war auch, dass die Verurteilung sich nicht auf die berufliche Tätigkeit
des Anwalts bezog. Das Gericht maß der Erklärung des Klägers über ein
„aufgehobenes Urteil” ebenfalls Bedeutung bei. Dies bedeute, dass ihm von den
ausländischen Gerichtsbehörden eine „reine Weste” bescheinigt worden sei.

Rechtbank Rotterdam, 14 april 2016, ECLI:NL:RBROT:2016:2395

http://deeplink.rechtspraak.nl/uitspraak?id=ECLI:NL:RBROT:2016:2395

Bezirksgericht Rotterdam, 14. April 2016, ECLI:NL:RBROT:2016:2395
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